Bierteljähriger Ahonnementspreis 
in Breslau 2 Thaler, außerhalb incl, Porto 
2 Thaler 11%, Sgr. Inſertionsgebühr für den 
Raum einer fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 
1% Sgr. k 


Vreslaue 


Expedition: Hrrrenſtraße AZ 2. 
Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ Anftalten 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche an fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmaf 

erſcheint. 


ilung. 


Mittagblatt. 


Freitag den 1. Mai 1857. 


Ju 202. 


Telegraphiſche Depeſchen der Breslauer Zeitung. 
, 30. April. Der Großfürſt Conftantin, der in 
don übernachtet hat, trifft um 5 Uhr bier ein. g 
zpc Parts, 30. April, Nachm. 3 Uhr. Die Liquidation war belebt. Die 
pCt. eröffnete zu 68, 50, ſtieg auf 68, 80 und ſchloß in beſſerer Haltung 
zu dieſem Courſe. Pro Mai wurde die Rente zu 69, 32% gemacht. Conſols 
von Mittags 12 Uhr und von Mittags 1 Uhr waren gleichlautend 92% ein⸗ 
getroffen. Schluß⸗Courſe: 
Zyt. Rente 68, 80. 4% pt. Rente 91, 50. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 
Zyt. Spanier —' ipet. Spanier 25. Silber = Anleihe 90 
Lombard. Elſenbahn⸗Aktien 628. 


Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 717. 
Fran- Zoſeph 501. ſenbahn⸗Akti 
92: London, 30. April, Nachmittags 3 uhr. Silber 61%. Conſols 
Ruſſen Ct. Spanier 24%. Mexikaner 23%. Sardinier 906. ö pCt. 
uſſen 105. 4% pCt. Ruſſen 96, — Der Dampfer „Ariel“ ift in Southamp⸗ 
ton eingetroffen. 
Wien, 30. April, Mittags 12% uhr. Anfangs matt, bei Abgang 
der Depeſche feſter. Fonds behauptet. 
7 Silber Anleihe 92. Spt. Metalliques 838 4½/ pCt. Metalliques 
1854. Bank: Aktien 990, Bank: Inter,» Scheine —. Nordbahn 210, 
9 Looſe 109. National⸗Anl. 844. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 218. 
pie: Aetien 246. London 10, 10. Hamburg 76%. Paris 121%. 
The 7%. Silber 3. Eliſabetbahn 100%. Lombard. Eiſenbahn 114%. 
eißbahn 100%. Gentralbahn —. 
leb rankfurt a. M., 30. April, Nachm. 2½ Uhr. Feſte Haltung bei 
haftem Umſatze. Leichte Abrechnung. Schluß⸗ Cour fe: 
67 „Wiener Wechſel 113%. 5pGt. Metalliques 78 4 pCt. Metalliques 
A: „1854er Looſe 103% Oeſterr. National⸗Anleihe 79%. Oeſterr. 
Franzöſ. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 245. Oeſterr. Bank⸗Antheile 1114 
Ban 35 edit Aktien 166%. Oeſterr. Eliſabetbahn 197%. Rhein⸗Nahe⸗ 


a 
amburg, 30. April, Nachmittags 2 uhr. Sehr geringes Geſchäft. 
ede: Gee fe peil, Nachmittags 2 uh be geringes Geſchäf 


Oeſterreſch. — Oeſterreich. Gredit⸗Attien 124%. Oeſterreichiſche 
Eiſenb.⸗Aktien er Se 997% Norddeutſche Bank 94. Wien —. 
Hamburg, 30. April. [Getreidemarkt.] Weizen loco zu letzten 
Preiſen zu laſſen, lebhafter Umſatz, ab auswärts feſt. Roggen loco preis⸗ 
baltend, gefragt, ab auswärts unverändert. Oel loco 33%, pr. Herbſt 29%. 


Kaffee ſtille. 
7000 Ballen Umſatz. 


Liverpool, 30. April. 
Markt feſt. 

. N ee 
Telegraphiſche Nachrichten. 


Paris, 20. April. Man will wiſſen, daß kraft kaiſerlichen Entſchluſſes 
de nen HELLe e Fe fe, in Anbetracht der Gelskkigs 1er 
7 agen, 
tat dieſer Prüfung alsbald veröffentlt de Wie r 
Der „Moniteur“ meldet den Tod des Senators Aupick. 
Dr. Kern iſt von Bern noch nicht wieder hierher zurückgekehrt. 
Die Dividende für die e iſt, ausſchließlich der Zinſen 
von 25 Fr., auf 29 Fr. feſtgeſtellt. 5 
a 28. oe Die Regierung von Neuenburg macht verſchiedene 
Ausſtellungen an den Konferenzvorſchlägen, erklärt ſich aber dennoch für die 
Der ne derſelben. Der Bundespräſident Fornerod empfiehlt die Annahme. 
er, Bundesrath wird erſt morgen darüber entſcheiden. e un 
de Madeid, 27. April. Die „Gaceta“ veröffentlicht ein Dekret bezüglich 
d x Aushebung von 50,000 Mann. Man ſpricht neuerdings von der Reiſe 
es Herzogs und der Herzogin von Montpenſier nach Madrid. JJ. k. HH. 
wollen hierauf eine Reiſe nach dem Auslande unternehmen. 
8 London, W. April In einer Verſammlung ihrer Direktoren hat die 
ank von England den Entſchluß heute Eiſaic ihre Vorſchüſſe auf Staats⸗ 
Papiere auf 7 Jage zu beſchränken. — Eine Correſpondenz aus Indien be⸗ 
richtet der „Times“, daß ſich unter den Sepoys ein Geiſt des Aufſtandes 
daher Ein Regiment derſelben ſoll in Madras den Gehorſam aufgekündigt 
n. 


— — —uU— TEE ETEETETTEng Ta: BEER 


Preuſen. 
Landtags: Verhandlungen. 
55. Sitzung am 30. April. 


[Baumwolle.] 


gegen 87 
des Aktienſteuergeſetzes fort. 


Bingen und Dieswend Steuer iſt für jedes Kalenderjahr nach der Summe der 


Inhaber der Akti 0 5 - K 
rechnen. Dieſelbe beteäggenftigen Antheile zur Vertheilung kommen, zu be⸗ 


Geſellſchaften der im $ 1 bezeichneten Art, welche in den dieffeitigen Landen 

b > etreiben, daß daſſelbe nach den all- 
emeinen Beſtimmungen gewerbeſteuerpflichtig iſt“ ; : 
5 ihr Bewerbe beraben, ollen * 2 g iſt, zugleich aber auch im Aus 


} da andererſeits 
aber der juriſti iffsfehler, den man in 9 1 zugelaſſen hab i 
mehr zar Juriſtiſche Begriffsfeh dürch feine Konſequenzen zu Feel Pr — 
werfung des ganzen Geſetzes führen müfle- 

trichen ius wünſcht aus $ 


rechnung von 4% Zinſen der Einſchüſſe 
bel gan Gesche efaltirenben Binfen. Die Paufhfamme von dO Ale 
des Geſchäfts verblieben ift, Er beantragt ferner, 
Seſeulſcheffen, welche Dividenden verthellen, 
eiſe auf Gegenfeitigkeit, theilweife auf 
teuer ebenfalls unterworfen ſein ſollen. 


in gewiſſen, in einem befondern Antrage präzifirten, Fällen des unbedeuten. 


en, 
— nſequenz des Beſchluſſes zum 
Gewerbeftenergefege, die Reduktion der 40 auf 10 Thaler, 


Letzterem ſtimmt der Reg.⸗Kommiſſar bei, erklärt ſich aber gegen die an⸗ 
dern Anträge, deren Folge eine ungerechtfertigte Steuerexemtion ganz gut 
rentirender Geſellſchaften ſein würde. 

Eine kürzere Debatte knüpft ſich hieran, deren Reſultate die Verwer⸗ 
fung fämmtlicher Amendements, mit Ausnahme der von v. Zakrzewski be⸗ 
antragten Aenderung von 40 in 36 Thlr., und Annahme des Regierungs⸗ 
entwurfes. v. Pato w beantragt einen Zuſatz, wonach inländiſche Geſell⸗ 
ſchaften eine gleiche Befugniß, wie fie in 9 2 den ausländifchen gewährt, 
nämlich der Sonderung in and: und inländiſchen Betrieb, geſtattet fein ſolle. 
— Der Reg.⸗Kommiſſar lehnt das wegen des dadurch nothwendig wer: 
denden Eindringens der Staatsbehörden in das Betriebödetail und die daraus 
entſtehende Läſtigkeit des Geſetzes ab. Auch widerſpreche eine ſolche Einrich⸗ 
tung der Analogie der Gewerbeſteuer. — Letzteres beſtreitet v. Pat ow, 
läßt aber überharpt dieſe Analogie nicht als maßgebend gelten, da das vor: 
liegende Geſetz von dem Gewerbeſteuergeſetze ſich durchaus entfernt habe. 
Der Antrag wird abgelehnt. 

$ 3 lautet: Von den Vorſchriften des $ 2 finden folgende Ausnahmen 
ftatt: a) für das Kalenderjahr, in welchem das Gewerbe begonnen wird, iſt 
als Jahresbetrag der Steuer die Summe von 40 Thlr. zu entrichten. d) Ge: 
ſellſchaften (J 1), welche die Brauerei, das Müllergewerbe, das Schifferge⸗ 
werbe mit Stromſchiffen oder Lichterfahrzeugen, oder das Frachtfuhr⸗, Lohn⸗ 
fuhr: oder Pferdeverleihergewerbe betreiben, haben die nach dem Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetze vom 30 Mai 1820 und den daſſelbe erläuternden, ergänzenden 
und abändernden Beſtimmungen ſich ergebende Steuer zu entrichten, ſofern 
dieſe den in Gemäßheit des § 2 oder der vorſtehenden Beſtimmung zu a. be⸗ 
rechneten Betrag überſteigt. e) Für Geſellſchaften ($ 1), welche in einer zur 
erſten oder zweiten Gewerbeſteuerabtheilung gehörigen Stadt das Bäcker ⸗ 
oder Fleiſchergewerbe betreiben, ſetzt die Regierung, in Berlin das Haupt: 
ſteueramt für direkte Steuern, nach Vernehmung der Abgeordneten der Bäcker 
oder Fleiſcher und der Veranlagungs⸗Behörde, denjenigen Betrag feſt, wel⸗ 
cher auf das Gewerbe der Geſellſchaft nach dem Gewerbeſteuergeſetze vom 
30. Mai 1820 und den daſſelbe erläuternden, ergänzenden und abändernden 
Beſtimmungen treffen würde. — Dieſer Betrag, welcher den Bäckern oder 
Fleiſchern auf die von ihnen zu entrichtende Gewerbeſteuer in Abrechnung 
gebracht wird, iſt von der Geſellſchaft mindeſtens, alſo auch dann zu ent: 
richten, wenn derſelbe den nach § 2 ſich ergebenden Satz überſteigt. 

Der Artikel wird nach kürzerer Debatte angenommen. J 4 lautet: 
a) Vor dem Beginn des Gewerbes iſt daſſelbe behufs der Beſteuerung von 
den Vertretern (Vorſtehern, Mitgliedern des Vorſtandes, Bevollmächtigten, 
Agenten u. ſ. w.) der Geſellſchaft ($ 1) bei der Regierung, in deren Bezirk 
die Geſellſchaft ihren Sitz hat, oder wenn die letztere im Auslande ihren Sitz 
hat, bei der Regierung, in deren Bezirk das Gewerbe betrieben werden ſoll, 
in Berlin bei dem dortigen Hauptſteueramte für direkte Steuern, unter Bei⸗ 
fügung der Geſellſchaftsſtatuten und unter Angabe des in Aktien oder ähnlichen 
Antheilen emittirten Kapitals ſchriftlich anzumelden. Bei derſelben Behörde 
muß auch ſpäter jede neue Emiſſton von Aktien oder ähnlichen Antheilen, 
unter Einreichung etwaiger Nachträge zu den Statuten, angezeigt werden. 
b) Soll das Gewerbe einer ausländiſchen Geſellſchaft der im $ 1 gedachten 
Art in mehreren Regierungsbezirken oder in Berlin und zugleich an andern 
inländiſchen Orten betrieben werden, fo iſt zwar die erſte Anmeldung, der 
Vorſchrift zu a) gemäß, mehrfach zu bewirken, der Finanzminiſter aber wird 
diejenige Behörde beſtimmen, welche demnachſt in Betreff der Geſellſchaft 
die in den $$ 5 bis 7 vorgeſchriebenen Funktionen auszuüden hat. c) Die 
Einstellung des Gewerbes iſt derſelben Behörde anzuzeigen ($ 8 zu d), bei 
welcher der Beginn angemeldet werden muß d) Die Vertreter von Geſell⸗ 
ſchaften der im 5 1 gedachten Art, welche irgend ein vor dem 1. Jan. 1858 
begonnenes Gewerbe über den genannten Tag hinaus fortſetzen wollen, ha⸗ 
den die Anmeldung des Gewerbes nach den Beſtimmungen des gegenwärti⸗ 
gen Geſetzes bis fpäteftens zum 1. Dezember 1857 zu bewirken. 

v. Bardeleben hebt das Inquiſitoriſche dieſer Maßregeln hervor und kuͤn⸗ 
digt zugleich einen Schlußantrag an, der nach Beendigung der Debatte die 
motivirte Ablehnung des ganzen Geſetzes ausspricht. 

Die $$ 5 bis 10, welche a e Beſtimmungen über die Zah: 
lungstermine, die Einreichung der Rechnungsabſchlüſſe, die Strafen gegen 
deren Unrichtigkeit u. ſ. w. enthalten, werden ohne Debatte genehmigt. 

Einen Zwiſchenfall bildet nur der * Abg. Wentzel zu § 8 beantragte 
Zuſatz: dem Gefeg unterliegen auch die butheilsindaber der preuß. Bank. 

Der Reg.⸗Kommiſſar ante aß er nicht in der Lage fei, über 
die Abſichten der Regierung gegenüber dieſer Beſtimmung ſich zu äußern (der 
Finanzminiſter ift nicht anweſend). u Ws 

Die Abſtimmung ergiebt eine, wie es ſcheint, entfchiedene Majorität für 
den Antrag, da indeß das Bureau ſie für zweifelhaft erklärt, gewinnen zwar 
die außerhalb des Sitzungsſaales ſich aal de benden Mitglieder Zeit, ſich ein⸗ 
zuſtellen, indeß ergiebt die Zählung, Fr = vemnächft erfolgt (für den An: 
trag iſt außer der Linken ein großer Theil der äußerſten Rechten, dagegen 
die Miniſter und das Gros der Rechten), wiederholt die Annahme mit einer 
Majorität von 30 Stimmen (125 gegen — Die Abſtimmung muß, da der 
Untrag nicht gedruckt vorlag, morgen WI 15515 werden. 

Man geht zu der Reſolution v. Bardelebens, einer noch nicht gedruckt 
vorliegenden Ablehnung des Gefammigefebes. 

Wagener (Neuftettin) erklärt ſich klein Antrage vollkommen zuſtimmend. 
Nur die Aktiengeſellſchaft biete dem Sr Kapital Gelegenheit, mit dem 
großen zu konkurriren, der Staat folte alſo eher die Aktiengeſellſchaften be⸗ 
günftigen, anſtatt wie das Geſetz wolle, be tederum das große Kapital. 

v. Hennig teitt diefer Ausführung > Der Reg ⸗Kommiſſar warnt 
vor der Annahme der Reſolution, es 1 e eine Inkonfequenz des Hauſes 
fein, in dieſer Weiſe die Arbeiten feiner Kommiſſton, feine eigne fünftägige 
Debatte und die Beſchläſſe ihrer Maloritäten zu verleugnen. v. Pato 
befürwortet gleicherweiſe die Reſolution. Die Abſtimmung über dieſelbe 
wird bis zu deren Druck, auf morgen, vertagt. 

Schluß 3 Uhr. Nachſte Sitzung morgen, Freitag, 10%, uhr. 


Herrenhaus. 30. Sitzung am 30. April. 


1 ee „ acht Regierungs⸗Kommiſfarien. 
v. d. Heydt, v. We alen. 5 x 
Präſident Prinz zu Lobenohe eröffnet die Sitzung um 124, uhr. 
Nach Erledigung einet geſchäftlichen Angelegenheit wird ſogleich zur Tages⸗ 
ordnung übergegangen. il 
Den einzigen Gegenſtand derſelben bi — der dritte Bericht der Budget⸗ 
Kommiſſion. Da die in demſelben vorkommenden einzelnen Etats in den 
Dudget⸗Berathungen des Hauſes der Abgeordneten ſchon fehr eingehend zur 
Sprache gekommen ſind, ſo wird es Sir genügen, nur derjenigen Etats: 
Gegenſtände näher zu erwähnen, zu we chen die Kommiſſion Anträge geſtellt, 


„die fie der Annahme des Herrenhauſes empfiehlt. 


Bezüglich des Etats der Geſetzſammlungs⸗Verwaltung wird im Berichte 
hervorgehoben, daß derſelbe im Jahre 1855 einen Einnahme⸗Ueberſchuß von 
43,902 Thlrn nachweiſe, und daß daher die Kommiffion, in Uebereinſtimmung 
mit früheren Beſchlüſſen des Herrenhauses, wiederholt den Antrag an daffelve 
Ka: = Wunſch auszufprechen, daß der Preis der Gefeg Sammlung ermä⸗ 

gt werde. x 

Graf v. Itzenplitz glaubt, daß die Entnehmer der Gefeg-Sammlung 
an den für dee n lenden Preis gewöhnt und daher dieſer Antrag, 
in Rückſicht der Finanzlage des Staates, abzulehnen ſei. E 

Herr Brüggemann empfiehlt als Berichterſtatter der Kommiſſion die 
Annahme des Antrages, der ſchon in mehreren Sitzungsperioden geſtellt wor⸗ 
den fei, und für deſſen Ablehnung kein erheblicher neuer Grund beigebracht ſei. 


0 Zu folgeuden Abſtimmung wird der Kommiſſions⸗Antrag vom Haufe 
abgelehnt. 

Die Etats der Berg⸗, Hütten: und Salinen⸗Verwaltung gaben der Kom⸗ 
miſſion Veranlaſſung, den Antrag zu ſtellen: , 

der königlichen Staatsregierung wiederholt die Erwägung anheim zu 
geben, ob fämmtliche oder einige Ober⸗Bergämter aufzuheben ſeien. 

Herr v. Baffron wünſcht, daß der Antrag ſich nur auf einige Berg⸗ 
Aemter beziehen möge. 

Nachdem ein Regierungs⸗Kommiſſarius ſich kurz für Ablehnung des Anz 
trages geäußert, beſonders mit der Begründung, daß das Bergweſen fort 
und fort in bedeutendem Aufſchwunge begriffen ſei, wird in der folgenden 
Abſtimmung der Antrag vom Hauſe veworfen. 

Der Etat für die Verwaltung für Handel, Gewerbe und Bauweſen gab 
der Kommiſſion Grund, folgenden Antrag zu ftellen: 

gegen die königl. Staatsregierung in der jetzigen Sinanplage die Er⸗ 
wartung auszuſprechen, daß bei allen Staatsbauten die Rückſichten 
der Sparſamkeit nicht möchten hinter andere Geſichtspunkte zurück⸗ 
geſetzt werden. 

Herr v. Seufft iſt der Anſicht, daß für manche Unternehmungen auf 
dem Gebiete der bezeichneten Verwaltung erheblich niedere hr ig möglich 
feien, als gemacht würden, und daher der Antrag der Kommiſſion angenom⸗ 
men werden möge, 

Graf v. Itzenplitz empfiehlt gleichfalls ganz kurz die Annahme des An⸗ 
trages, worauf ein Regier.⸗Kommiſſarius entgegnet, daß, wenn Eile in 
Bauten nöthig fei und neben ſolider Ausführung derſelben auch die Rüͤckſicht 
auf guten Styl ſich empfehle, dann wohl die im Antrage enthaltene Aus⸗ 
ſtellung nicht als begründet erachtet werden könne. 

In der folgenden Abſtimmung wird der Antrag angenommen. 

In Folge der Erörterungen über den Etat der Elſenbahn⸗Verwaltung 
ſtellt die Kommiſſion den Antrag: . 

die Erwartung auszuſprechen, die königliche Staatsregierung werde 
anſtatt der in Ausſicht ſtehenden Vorlagen von Steuergeſetzen, welche 
vorausſichtlich auf die unbemittelten Steuerpflichtigen vorzugsweiſe 
einen Druck auszuüben drohen, das Geſetz vom 30. Mai 1833, in ſo 
weit es die Verwendung der Eiſenbahnſteuer an den Ankauf von 
Eiſenbahn⸗Aktien bindet, durch einen baldigſt einzubringenden Geſetz⸗ 
Entwurf dahin abändern, daß die Beträge dieſer Steuer einſtweilen 
zur Befriedigung der dringendſten Bedürfniſſe der Staatskaſſe zuflie⸗ 
ßen, fo weit nicht für einzelne Bahnen Staatsverträge für jetzt ei- 
ner ſolchen Abänderung des Geſetzes entgegenſtehn. 

Herr v. Medling kann es nur anerkennen, daß, ſo lange die Finanzlage 
des Staates der Art ſei, daß das Verlangen nach neuen Abgaben laut 
werde, es nicht ſich empfehle, die finanziellen Mittel zu Zwecken zu verwen⸗ 
den, die zwar nützlich, aber nicht gerade nothwendig ſeien. 5 

Regierungs⸗Kommiſſarius: Es handle ſich nicht um eine neue 
Steuer, auch nicht um beliebige Verwendung einer beſtehenden Steuer, da 
die Verwendung der Eiſenbahnſteuer geſetzlich feſtſtehe. Auch ſei es nicht 
gleichgiltig, ob Eiſenbahn⸗Aktien gekauft würden oder nicht, und ob Eiſen⸗ 
bahn⸗Schulden amortiſirt würden oder nicht. Eine Siſtirung der Amortiſa⸗ 
tion würde Preußen in großen Nachtheil gegen alle andern Staaten brin⸗ 
gen, wo überall die Eiſenbahnen nach einer feſtgeſtellten kürzeren oder län⸗ 

eren Zeit den Staaten zufielen. Er könne daher die Regierung nur um 
blehnung des Antrages erſuchen. l 

Herr von Senfft erkennt zwar die Umſicht und Energie an, die vom 
Handels⸗Miniſterium dem Eſſenbahnbau gewidmet werde; aber es könne auch 
leicht zu viel geſchehen, und das ſcheine ihm in Preußen der Fall zu ſein, 
zu großem Nachtheile anderer allgemeiner Intereſſen. So käme in Preußen 
auf 30,000 Einwohner eine Meile Eiſenbahn, in Frankreich auf 40,000 ; 
in Preußen 1 Meile Eiſenbahn auf 11 Quadrat⸗Meilen Landesgebiet, in 

rankreich auf 9 Quadrat⸗Meilen, und Oeſterreich beſitze kaum den dritten 

heil der Eiſenbahnen, wie Preußen. Wollte man zu einer Finanz⸗Verwal⸗ 
tung in Preußen zurückkehren, die altbewährt ſei, dann würde Preußen auch 
in Zeiten der Gefahr kräftiger fein. (Bravo!) 

Graf Itzenplitz und Hr. v. Below ſprechen noch für den Antrag, in⸗ 
dem der letzte Redner namentlich hervorhebt, daß die wichtigſten Eiſenbah⸗ 
nen im Intereſſe von Preußens Wehrkraft nicht außer Acht gelaſſen werden 
brauchten, wenn auch im Allgemeinen mit mehr Maͤßigung im Eiſenbahnbau 
vorgegangen würde. 6 

Hr. v. Patow bemerkt nur, daß die Aktien der köln⸗mindener Bahn er⸗ 
heblich geſtiegen ſeien, als ihre Amortiſation auf geraume Zeit ſiſtirt wurde. 

Handels⸗Miniſter. Die Staats⸗Regierung werde, wie bisher, die 
Mittel des Eſſendahn⸗Fonds verwenden zu den Unternehmungen, welche ſich 
als nützlich herausſte llen, und fie glaube, daß fie auch ferner, wie bis jetzt, 
in Uebereinſtimmung mit den Häufern des Landtages ſich befinden werde. 
Es könne daher nur erſucht werden, den vorliegenden Antrag abzulehnen. 

Nachdem der Berichterſtatter, Hr. Piper, Namens der Kommiſſion deren 
Antrag noch kurz befürwortet, wird in der folgenden Abſtimmung durch Na⸗ 
mens⸗Aufruf der Antrag mit 62 gegen 17 Stimmen angenommen. 

Gegen denſelben ſtimmten: Hammer, Graf Hoverden, v. Landsberg, 
Lautz, Piper, Fürſt B. v. Radziwill, Graf Rittberg, Graf egal, 
Graf Schwerin, Simons, Gr. v. d. Aſſeburg, Beyer, Brandt, Gr. Brühl, 
v. Brünneck, Groddeck und Gr. v. d. Gröben⸗Neudörfchen. 

Der Etat der Juſtizj⸗Verwaltung hat die Kommiſſion bewogen, den An⸗ 
trag an das Herrenhaus zu ſtellen: 

der königl. Staats⸗Regierung zur dringenden Erwägung anheim⸗ 
ugeben 
> 00 nicht in der Juſtiz⸗Organiſation, namentlich durch die Beſchrän⸗ 
kung der Zahl der Ober⸗Gerichte und durch eine vereinfachte Ein⸗ 
richtung der Unter⸗Gerichte, eine weſentliche Verminderung des Be⸗ 
amten⸗Perſonals herbeigeführt eg 1 u ee 
iz⸗Miniſter führt an, daß ſchon im andern Haufe auf die Auf⸗ 
9 aa = Greifswald und Ehrenbreitenſtein Anträge ges 
ftellt worden feien, daß aber der Hinblick auf die Geltung des gemeinen 
deutſchen Rechts in beſtimmten Landestheilen jenes Haus zur Ablehnung des 
betreffenden Antrages veranlaßt habe. Beſonders ſei aber auch zu berück⸗ 
ſichtigen, daß mit der zunehmenden Größe der Gerichtsſprengel auch die Ko⸗ 
ſten ſich ſteigerten. Es habe ſich auch als befriedigend herausgeſtellt, in ein⸗ 
zelnen Obergerichts⸗Sprengeln Gerichts⸗Behörden zu etabliren, die befugt 
feien in zweiter Inſtanz für viele Rechtsſachen zu entſcheiden. Solche Thal⸗ 
fachen ſtellten ſich auch jetzt noch als berückſichtigungswerth heraus, und ſei 
daher auch im andern Haufe ein ahnlicher Antrag, wie der vorliegende, ab⸗ 
gelehnt worden. Wolle man mit dem Antrage auf eine andere Organiſation 
der Gerichte hindeuten, ſo vermöge der Redner nur die begründete Vermu⸗ 
thung auszuſprechen, daß dadurch wohl keine erhebliche Erſparung erzielt 
werden möchte. Nehme das Haus den Antrag an oder nicht, die Verwal⸗ 
tung des Inſtizminiſteriums werde immer bedacht ſein, das Nöthige mit 
möglichſter Rückſicht auf die Staats⸗Finanzen in feinem Bereiche zum Voll⸗ 
zuge zu bringen. 


— folgenden Abſtimmung wird der Kommiſſtons⸗Antrag vom Haufe 
a . 
Die Etats des Miniſteriums d ben, bezüglich des Paßkarten⸗ 
weſens, der Kommiſſion Anlaß, — . — 22 das zu richten: 
der Staats⸗Regierung zur Erwägung zu geben, ob nicht der Betrag 
für Erthelung der Paßkarten auf 1 er. zu erhöhen fei. 
Ohne Diskuſſion wird dieſem Antrage vom Haufe zugeſtimmt. 


* 


Betreffend die Polſzei⸗Verwaltung, empfiehlt die Kommiſſion dem Haufe: 
egen die königl. Staatsregierung die Erwartung auszuſprechen, daß 
ünftig in Verfolg des derſelben nach dem Beſchluß vom 12. März 
v. J. zur Berückſichtigung überwieſenen Antrages, keine Vermehrung, 

ſondern eine Verminderung der Koſten für die Polizeiverwaltung in 
den größeren Städten eintreten werde. 1 
Minifter des Innern erklärt, daß er dieſem Gegenſtande die volle 
Aufmerkſamkeit geſchenkt habe; alle in dieſer Beziehung eingegangenen Be⸗ 
richte ließen zwar noch zu keinem zweifelloſen Schluſſe gelangen, aber das 
könne ſchon jetzt geſagt werden, daß weder eine Trennung der Polizeiver⸗ 
waltung in Sſcherheits⸗ und Wohlfahrts⸗Polizei in der Praxis ſich empfehle, 
noch eine bindende Erklärung wegen Ueberlaſſung der Polizeiverwaltung an 
die Städte — ueten werden könne. Der Miniſter erſucht ſchließlich das 
Haus, den vorliegenden Antrag abzulehnen. b 
Gr. v. Merveldt äußert, daß, obwohl er in der Kommiſſion ſich habe 
verleiten laſſen, für den Antrag zu ſtimmen, er doch jetzt gegen denſelben 
ſtimmen werde. 4 5 
Herr Haſſelbach ſpricht für den Antrag, indem er wegen Zuläſſigkeit 
einer Trennung der Sicherheits- von der Wohlfahrts⸗Polizei auf Dresden 
und Leipzig hinweiſt, und dann bemerkt, daß es zuzugeben fei, daß die Ue⸗ 
berlaſſung der Wohlfahrtspolizei an die Kommunen den königl. Polizei⸗Di⸗ 
rektoren nicht angenehm ſein würde. Der Redner glaubt, daß, da in den 
Provinzial-Städten mit königl. Polizeiverwaltung gewiſſe Kommunalbeamte 
auch der Polizeibehörde zur Dispoſition ſtänden, dies ebenſo die Vielſchrei⸗ 
berei und Koften vermehre, als es die Kommunalverwaltung erſchwere. 

Miniſter des Innern entgegnet, daß die kgl. Polizei⸗Verwaltung in 

den Städten nur beſtehe, wo ſie ſich als dringend nothwendig erweiſe, daß 

ſie aber dann auch nur von dem Geſichtspunkt aus aufzufaſſen ſei, nach 

rn 15 als ein kommiſſariſcher Beiſtand für die Kommunal⸗Verwal⸗ 
ng erſchiene. 

Herr v. Meding erkennt die bedeutenden Leiſtungen der Polizei⸗Ver⸗ 
waltung zwar vollkommen an, glaubt aber, daß die Reſultate dieſer Verwal⸗ 
tung es gerade empfehlen, der Staats⸗Regierung zur Erwägung zu über: 
weiſen, was der Antrag enthalte. 

In der folgenden Abſtimmung wird der Antrag der Kommiſſion vom 
Hauſe — —— worauf die Sitzung von 4½ Uhr geſchloſſen und die 
nächſte Sitzung auf den 1. Mai 12 Uhr anberaumt wird. 


| Berlin, 30. April. (Amtliches.] Se. Majeſtät der König 

haben allergnädigſt geruht: Dem Ober-Forſtmeiſter v. Pannewitz 
zu Breslau den rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, dem 
Senator v. Krogh zu Goslar im Königreich Hannover den rothen 
Adlerorden dritter Klaſſe, und dem Schäftermeiſter Johann Wenohr 
bei der Gewehrfabrik zu Danzig das allgemeine Ehrenzeichen zu ver: 
leihen, ſo wie den Regierungsrath Karl Wilhelm Theodor Ernſt von 
Foller zu Poſen, der von der Stadtverordneten-Verſammlung zu 
Bromberg getroffenen Wahl gemäß, als Bürgermeiſter dieſer Stadt 
für eine 12jährige Amtsdauer zu beſtätigen. 

Der Kanzlei⸗Hilfsarbeiter Friedrich Wilhelm Borſtorff iſt zum 
Geh. Kanzlei-Sekretär bei dem Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts— 
und Medizinal⸗Angelegenheiten ernannt, und die Anftellung der Streit: 
ſchen Kollaboratoren Dr. J. C. R. Franz und Dr. G. O. Simon 
als ordentliche Lehrer am Berliniſchen Gymnaſium zum Grauen Kloſter 
genehmigt worden. f 

Das dem Kaufmann J. H. F. Prillwitz in Berlin unter dem 1Sten 
September 1856 ertheilte Einführungs⸗Patent auf mechaniſche Mittel zur 
0 von Jacquardmaſchinen und Schützenkaſten an Webeſtühlen iſt 
aufgehoben. 

(Erlaß vom 29. Januar 1857 — betreffend die Unzuläffigkeit der Ein⸗ 
führung ſogenannter Hausſtands⸗Ergänzungsſteuern.) Auf die gefälligen 
Berichte vom 6. Februar und 11. Oktober v. J., betreffend die Heranziehung 
des 9 an N. zur Hausſtands⸗Ergänzungsſteuer, eröffnen wir Ew. 
20, Folgendes: ; 

2 in Breslau, iſt in verſchiedenen anderen Städten der ſechs öſt⸗ 
lichen Provinzen eine Gemeindeſteuer eingeführt worden, der diejenigen Per⸗ 
ſonen unterworfen ſein ſollen, welche — ohne das Hausſtandsgeld bezahlt 
oder früher nach den Beſtimmungen der Staͤdte⸗Ordnung von 1503 das Bür⸗ 

errecht erworben zu haben, ferner ohne einen ſelbſtſtaͤndigen Hausſtand zu 
Pegrühben — in der betreffenden Stadt entweder einen ſelbſtſtändigen Ge⸗ 
werbebetrieb anfangen, oder ein ſtädtiſches Grundſtück erwerben. 

Früher waren im reſſortmäßigen Inſtanzenzuge ($ 76 der Städte⸗Ord⸗ 
nung) Beſchwerden nicht eingegangen, welche Veranlaſſung geben konnten, 
über die geſetzliche Zuläſſigkeit jener ſogenannten Hausſtands⸗Ergänzungs⸗ 
ſteuer in der Miniſterial⸗Inſtanz zu W Gegenwärtig aber liegen 
verſchiedene Beſchwerden vor, bei deren Prüfung wir uns für die, von Ew. 
ꝛc. und der Mehrzahl der Herren Ober Präſidenten getheilte Anſicht haben 
entſcheiden müſſen, daß die fragliche Steuer, wie ſie in Breslau und in meh⸗ 
— 8 Städten eingeführt iſt, für eine geſetzlich zuläffige nicht zu 
erachten ſei. 

Behufs Begründung der Befugniß zur Erhebung der Steuer haben ſich 
die verſchiedenen ſtädtiſchen Behörden theils auf den $ 52, theils auf den 

9 53 Nr. II. der Städte⸗Ordnung berufen. B 1 

Zunächſt den § 52 anlangend, fo läßt ſich aus demſelben die Befugniß 
offenbar nicht herleiten. Denn dieſer Paragraph bezeichnet genau die Ab⸗ 
gaben, auf welche er ſich bezieht, ſo wie die Vorausſetzungen, unter welchen 
dieſe erhoben werden können; durch denſelben ſind mithin für die Befugniſſe 
vr rem beſtimmte Schranken gezogen, die nicht überfchritten werden 

rfen. 

Den $ 53 der Staͤdteordnung anlangend, fo legt derfelbe unter Nr. II. 
allerdings den Städten ganz allgemein die Befugniß bei, mit Genehmigung 
der Regierung beſondere direkte oder indirekte Gemeindeſteuern einzuführen, 
und zwar ohne Unterſchied, ob letztere fortlaufend entrichtet werden, oder in 
einer ein⸗ für allemal zu leiftenden Zahlung beſtehen ſollen; auch enthält der 
g 53 keine ſonſtige Beſtimmung, welche an ſich der Einführung einer Ab⸗ 

abe, wie die fragliche Hausſtands⸗Erganzungsſteuer, entgegen 9975 würde. 
Daraus folgt indeſſen nicht, daß die durch den § 53 gewährte Befugniß eine 
von allen geſetzlichen Schranken befreite ſei, vielmehr liegt es in der Natur 
der Sache, daß durch die Ausübung der Befugniß ſonſtige geſetzliche Beftim- 
mungen nicht verletzt oder umgangen werden dürfen. 

rüft man von dieſem Geſichtspunkte aus die Zuläſſigkeit der fraglichen 
Abgabe, ſo ergiebt ſich, daß letztere den geſetzlichen Anforderungen nicht ent⸗ 
ſprſcht. Wie aus dem Regulativ für die Stadt Breslau zu erſehen iſt, ſol⸗ 
len der Abgabe nicht etwa alle Steuerpflichtigen unterworfen ſein, welche 
einen felbftftändigen Gewerbebetrieb anfangen, oder ein ſtädtiſches Gruudſtück 
erwerben, ſondern nur die, welche ein Hausſtandsgeld nicht bezahlt, auch nach 
den Beſtimmungen der Städteordnung von 1808 das Bürgerrecht nicht er⸗ 
worben haben. 

Diejenigen zu beſteuern, welche nach $ 52 der Städteordnung von 1853 
vom Hausſtandsgelde befreit find, iſt daher offenbar der Hauptzweck der in 
Rede ſtehenden Abgabe: wie nicht nur der Name „Hausſtands⸗Ergaͤnzungs⸗ 
ſteuer“ andeutet, ſondern auch von einzelnen ſtädtiſchen Behörden ausdrücklich 
zugegeben wird und jedenfalls auf der Hand liegt. Es fol dadurch die, auf dem 952 
beruhende, nach der Anſicht der ſtädtiſchen Behörden nicht motivirte Verſchie⸗ 
denheit ausgeglichen werden zwiſchen der Belaſtung derjenigen, welche dem 
4 unterworfen, und derjenigen, welche von demſelben geſetzlich 

efreit ſind. > 
4 Sinn aber ergiebt ſich, daß durch die fragliche Abgabe die Beſtimmun⸗ 
gen des $ 52 über das Hausſtandsgeld umgangen werden, die Abgabe ſich 
mithin als eine geſetzlich unzuläſſige darſtellt. 

Wenn nach vorſtehender Ausführung die Abgabe gegen die Vorſchriften 
des § 52 verſtößt, fo erſcheint fie außerdem mit dem § 4 (Abſatz 3) der 
Stäßte⸗Ordnung inſoweit nicht wohl vereinbar, als davon ſolche 
welche nicht in dem Stadtbezirk wohnen (gorenfen), ingleichen juriſtiſche Per⸗ 
fonen betroffen werden. Denn aus der Beſtimmung des $ 4, daß Forenſen 
und juriſtiſche Perſonen verpflichtet feien, „an denjenigen Laſten Theil zu 
nehmen, welche auf den Grundbeſitz oder das Gewerbe, oder auf das aus 
jenen Quellen 1 Einkommen gelegt ſind“, iſt zu entnehmen, daß es 
nicht in der Abſicht des Geſetzes liegt, die Heranziehung dieſer Perſonen 
durch eine ſie beſonders treffende Steuer zu realiſiren, fondern. daß ſie nur 
dann belaſtet werden dürfen, wenn auch die Einwohner der Stadt herange⸗ 
zogen werden, bei welchen die Vorausſetzungen Anwendung finden, unter 
denen die Verpflichtung eintreten fon. 

Die Unvereinbarkeit der in Rede . Abgabe mit dem $ 4 der 
Städte-Ordnung verdient aber im vorliegenden Falle um fo mehr hervorge⸗ 
hoben zu werden, als nach der Beſchwerdeſchrift des Magiſtrats zu Breslau 
en 0 Heranziehung der Forenſen ein Hauptzweck der Einführung der 

gabe f a 
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Ew. ꝛc. erſuchen wir ergebenft, den dortigen Magiſtrat in der Beſchwerde⸗ 
ſache wegen Heranziehung des Pferdehändlers N. gefälligſt abſchlägig zu be⸗ 
ſcheiden. Ferner wollen Sie Abſchrift dieſes unſeres Erlaſſes den königlichen 
Regierungen der Provinz gefälligſt mittheilen, um ſich danach zu achten und 
hinſichtlich derjenigen Städte, wo etwa eine ähnliche Abgabe, wie in Breslau 
eingeführt fein follte, wegen der ſich hiernach als nothwendig ergebenden Ab⸗ 
änderung der Regulative das Erforderliche zu veranlaſſen. 

Berlin, den 20. Januar 1857. 5 

Der Minifter des Innern. Der Flnanzminiſter. 
von Weſtphalen. von Bodelſchwingh. 


An 
den königl. Ober⸗Präſidenten der Provinz Schleſien 
und abſchriftlich zur Kenntnißnahme, beziehungsweiſe 
Nachachtung an die königl. Ober⸗Präſidenten der 
übrigen Provinzen. h 

Berlin, 30. April. Geſtern als am Geburtstage Sr. Majeflät 
des Kaiſers Alexander II. von Rußland fand zur Feier deſſelben bei 
Ihren kgl. Majeftäten im Schloſſe zu Charlottenburg ein Gala-Diner 
ſtatt. Se. Majeſtät der König, ſowie die Prinzen kk. HH. erſchienen 
dabei in ruſſiſcher Uniform mit dem Andreas⸗Orden. Während der 
Tafel, an welcher auch der Fürſt Nikolaus und Prinz Eugen, Herzöge 
von Leuchtenberg, Theil nahmen, fo wie die Herren der kaiſerl. ruſſ. 
Geſandtſchaft und die bei Hofe vorgeſtellten hier anweſenden ruſſiſchen 
Fremden eingeladen waren, brachten Se. Majeſtät der König die Ge⸗ 
ſundheit des Kaiſers Majeſtät aus. — Der außerordentliche Geſandte 
und devollmächtigte Miniſter am kgl. niederländiſchen Hofe, Graf Kö: 
nigsmarck, iſt vom Haag, der Generallieutenant z. D. Holfelder von 
Königsberg in Pr., und der Forſtmeiſter v. Veltheim von Hannover 
hier angekommen. — Se. Durchlaucht der Prinz Friedrich zu Schles⸗ 
wig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗Auguſtenburg iſt nach Gotha, und der Gene: 
ralmajor und erſte Kommandant von Koblenz und Ehrenbreitſtein, 
von Röhl, nach Koblenz abgereiſt. (N. Pr. 3.) 
— — — . — ͤ —— — 
Münſterberg, 23. April. Heute fand die Einweihung des hie⸗ 
ſigen neuen Seminargebäudes ſtatt. Der herrliche Bau, ein groß⸗ 
artiges Denkmal der landesdäterlichen Huld Sr. Majeſtät des Königs 
prangte im ſchönſten Feſtſchmuck des erſten Frühlingsgrüns und der 
preußiſchen Farben, als der Feſtzug unter dem Geläut der Glocken ſich 
zunächſt in die evangeliſche Kirche begab und dort einem Dankgottes⸗ 
dienſte beiwohnte. Hierauf bewegte ſich derſelbe unter dem Geſange 
des Liedes: „Ein' feſte Burg iſt unſer Gott“ ze. nach dem Seminar⸗ 
gebäude zurück, woſelbſt vor dem Portale durch den Geheimen Ober⸗ 
Regierungs⸗ und Miniſterial⸗Rath Stiehl aus Berlin und in Beglei⸗ 
tung der Regierungs⸗Präſtdenten v. Prittwitz aus Breslau und Graf 
v. Pückler aus Oppeln die Uebergabe und Eröffnung des Gebäudes 
vollzogen wurde. In dem großen ſchoͤnen Betſaale, welcher den — 
von den Vertretern der Behörden geführten, ſehr zahlreichen, aus etwa 
100 Geiſtlichen und 200 Lehrern, ſowie aus Theilnehmern aller Stände 
beſtehenden — anſehnlichen Feſtzug aufgenommen hatte, folgte nun der 
Weihe⸗Aktus in der Weiherede des Konſiſtorial- und Prooinz.⸗Schul⸗ 
raths Wachler aus Breslau, in der Feſtrede des Direktors des Semi— 
nard Bock und in dem durch den Konſtſtorial- und Schulrath Schulz 
aus Oppeln ertheilten Segen, worauf die Feier mit dem Geſange: „Nun 
danket Alle Gott“ ꝛc. ſchloß. Das ſchoͤne Gebäude, in feiner Großartigkeit 
bis jetzt das einzige dieſer Art in der Monarchie, iſt, als Zeugniß landes⸗ 
väterlichen Munificenz, zugleich, wie dies in den geiſtgetrageuen Feſt⸗ 
reden überhaupt, in beſonders kräftiger, Aller Herzen bewegender Weiſe 
aber in der Eröffnungsrede des Geh. Ober⸗Regierungs-Raths Stiehl 
geſagt ward, eine Lebensfrucht unſerer durch Gottes Gnade wieder⸗ 
erwachten evangeliſchen Volksſchule und, als dieſe Frucht, ein lebendi⸗ 
ges Denkmal evang. Glaubenstreue, der Treue, welche nicht läßt von 
dem Bekenntniſſe der Väter. Ungemein wohltbuend trat überall an der 
Feier hervor — und wir glauben damit das Charakteriſtiſche derſelben 
zu treffen — die allgemeine innige Dankbarkeit für ein wahrhaft könig⸗ 
liches Geſchenk, die echt evangeliſche Verbindung zwiſchen Kirche und 
Schule und die allgemeine Theilnahme der evangeliſchen Bevölkerung 
aus allen Gliederungen unſeres Volkes an einem Feſte, das dem Ge: 
deihen der evangeliſchen Volksſchule galt. (N. Pr. Z.) 


Berlin, 30. April. Die Börſe war heute über alle Maßen flau und 
geſchäftslos, die Courſe entſchieden rückgängig und die Stimmung durchgan⸗ 
gig matt und ohne Belebtheit. Die Regulirungen, die heute die Börſe vor: 
zugsweiſe in Anſpruch nehmen mußten, gingen ſchleppend vor ſich. Ein 
Wechſel der Lokalität, die Verlegung des Verſammlung sortes ins Freie, trug 
ſeinerſeits noch dazu bei, den Verkehr der Börſenbeſucher untereinander zu 
erſchweren, und die hieraus entſtandenen Inkonvenienzen brachten zeitweise 
ſelbſt eine völlige Stockung der Liquidation hervor. 5 

Gegen das Ende hin wurde die Stimmung wieder ein wenig lebhafter. 
Die Bank: und Kredit⸗Papiere waren es heute, in welchen verhältnißmäßig 
noch der größte Umſatz ſtattfand. Beſonders waren Diskonto⸗Kommandit⸗ 
Antheile, nachdem fie um 1% unter ihren niedrigeren geſtrigen Cours ge⸗ 
wichen waren, feft, und zuletzt trat für fie wieder eine Erholung um 1 % 
ein. Darmſtädter erfuhren einen Rückgang von durchſchnittlich 3 , ge: 
wannen jedoch zuletzt gleichfalls wieder an Feſtigkeit. Für norddeutſche 
Bankaktien entſtand am Schluſſe der Börſe eine verſtärkte Nachfrage in 
Folge auswärtiger Kaufaufträge. Man ſcheint bei dieſen Aktien auswärts 
indeß einen noch bedeutend unter ihrem gegenwärtigen Stande bleibenden 
Cours vorausgeſetzt und die mit dem Ankaufe beauftragten Häuſer zu niedrig 
limitirt zu haben, fo daß Abſchlüſſe, fo viel wie wahrnahmen, in den we⸗ 
nigſten Fällen erfolgen konnten. Vorzugsweiſe ausgeboten blieben braun⸗ 


ſchweiger, die faſt nur 2 % billiger als geſtern gehandelt wurden. Defter:. 


Kredit⸗Aktien verkehrten beinahe unverändert zu den geſtrigen Courſen, meiſt 
jedoch zu dem niedrigeren derſelben. Die übrigen Effekten dieſer Gattung 
kamen ſo gut wie gar nicht in Verkehr. H 
Noch bei weitem beſchrankter war das Geſchaͤft in Eiſenbahn⸗Aktien. 
Wenn wir ſtargard⸗poſener ausnehmen, die ich um 1% über ihren Aufangs⸗ 
cours hoben, fo haben wir von keiner Deviſe, die namhaft gehandelt wurde, 
eine Coursbeſſerung anzuführen. Für bergiſch märkiſche wurde zwar wiederum 
1% mehr geboten, aber es waren keine ogeder; ein einzelner Poſten magde⸗ 
burg⸗halberſtädter und thüringer wurden 1% und 4% höher bezahlt. 
Schleſiſche Aktien waren vor allen anderen weichend: alte fceiburger bis 2%, 
jüngfte 1%, oberſchleſ. B. und C. 2%; ditt. A. hatten ſelbſt nicht einmal 
einen Cours. Hamburger, potsdamer, köln-mindener und berbacher wurden 
nur 1% niedriger gehandelt. Franzoſen gingen * unter ihren niedrigſten 
letzten Cours; von jüngften rheiniſchen ging etwas billiger um. x 
Von den preußiſchen Anleihen war für die Freiwillige Begehr ohne Ab⸗ 
geber, die A % Anleihe war 14.9 billiger. Staatsſchuldſcheine hoben ſich 
um , und märkiſche Pfandbriefe und pommerſche um , die maärkiſchen 
fehlten 5 Markte. Sächſiſche Rentenbriefe wichen um 44, ſchleſiſche wa⸗ 
ren % höher zu placiten, 8 
Wechſel —.— ſeſt und begehrt, der Umſatz aber 1 belangreich. 
Paris war „% Thaler billiger. Geld blieb für Holland und Banco in bei⸗ 
den Sichten, für London, Augsburg und Petersburg. (B.- u. 8:3.) 
„„ 


Induſtrie⸗Aktten⸗Bericht. Berlin, 30. April 1857, 
cherungen: Aachen⸗Münchener 1470 Gl. (— Div.) Berlini⸗ 
Boruffia — — Colonia 1050 Gl. (— Div.) 
Elberfelder 250 Gl. (— Divid.) Magdeburger 450 Br. (— Divid.) 
Stettiner Nattonal⸗ 119 Br. (— Div.) Schleſiſche 104 Br. (— Div.) 
Lelpziger incl. Oiv. 500 Dr. Rückverſicher.⸗Aktien: Aachener — Div. 400 Gl. 
Kölniſche 104% Br. (— Div.) Allgemeine Eiſenb. u. Lebensverſ. 100 Br. 
( Div.) Hagel⸗Verſicherungs⸗Aktien: Berliner — — (excl. Div.) Köl⸗ 
niſche 100 Be. (— Div.) Magdeburg. 52 Gl. (— Div.) Ceres 20 Br. 
( Dio.) Flug ⸗Verſicherungen: Berliniſche Land⸗ u. Waſſer⸗ 
(excl. Divid.) Agrippina — — (incl. Dividende.) Niederrheiniſche zu 
Weſel excl. Div. — — Lebens⸗Verſicherunga⸗Aktien: Berliviſche 450 Gl. 
(incl. Div.) Concordia (in Köln) 115 Br. (excl. Div.) Magdeburger 100 Br. 
(incl. Div.) ODampfſchifffahrts⸗Attien: Ruhrorter 114 Br. (incl. Divid.) 
Mühlh. Bampf⸗Schlepp⸗ — Bergwerks⸗Aktien: Minerva 93 GI: 
Hörder Hütten⸗Verein 128 Gl. (incl. Div.) Eſchweiler (Concordia) I. u. II. 
104 Gl. ( Div.) Gas⸗Aktien: Gontinental⸗ (Deſſau) 103 Br. 

Die Flaue machte heute weitere Fortſchritle und erſtreckte ſich faſt ohne 


Feuer⸗V 
e — — (excl. Div.) 


Rentenbriele 


Berlin-Potsd -Magdb 


dert. 
30,000 Quart. 


und 

leſiſche 43% Thlr. Brief 
Er loco feiner pommerſcher 
22 Tylr. bez, auf Lieferung pr. 
. Koch: 41—14 
bis 40 Thlr. bezahlt. — Rübol gut behauptet, loco 17% Thlr. bezahlt, pr 
April⸗Mai 17% Thlr. bezahlt, pr. S * * Ar 
und Sid. — Selndl loco intl“ Faß 15 hl. an . ae 
bezahlt, — Spiritus für nah 

. Iult⸗Au 

vember = Oktober 12% a Fe 


pr.,52pfd, ) 
bezahle. — Erben 


bis 12 % 


ziemlich. 
ſehr wenig angeboten. 
12% Thlr. Gl. 
Weizen, weißer 92 
— Brenner⸗Weizen 70—65 
— Gerſte 46 45 43 40 Sgr. 
48 40—44— 42 Sgr. — Winterra — 
113110108 Sgr. nach Qualität. 
20 10418 Shle,, weiße 1777—104 151375 
Thymothee 97 — 9-887, Thlr. 


rübſen 115—11 
Kleeſaat, rothe, 20% 
Thlr. nach Qualität 


Ausnahme auf ſämmtliche Bank⸗ und Credit⸗Aktien. Concordia⸗Lebens⸗Ver⸗ 
ſicherungs⸗Aktien waren a 115% excl. Div. zu haben. — Minerva⸗Berg⸗ 
werks⸗Aktien erhielten ſich à 93% begehrt. 

— —— . — — 


Berliner Börse vom 30. April 1857. 


Fonds- und Geld-Oourse. 


Freiw. Staats-Anleihe|414 199%, G. 
Staats-Anl. von 50/52 4½ 90% bz. 
185304 


dito 800 3 bz. 

dite 1854/41, 90, br 
dito 1855/41,|99%, bz 
dito 18564 % 9% bz 


Präm.-Anl. von 1855/31 
ne = Stadt-Oblig. 


116 ba u. g. 


Posen scho 4 1981, bz 
! Ae 37% 86½ n 
Schlesische A 305 En 
ur- a. Nenmärk.|4 92½ bz. 
Pommersche 4 91% 6 
Posensche..,.., 4 1 bz. 


Preussische 

Westf. u. Rhein. 
Sächsische ..... .. 
Schlesische 


Priedrichsd’or r 
Louis dor 


— =-2E 


Ausländische Fonds. 
Hosterr. Metall. . . . 5 179% ba. 


dito 5er Pr-Anl./4 
dito Nat.-Anleihe/5 


Buss.-engl. Anleihe 6 


dito Ste Anleihe 5 
dito pola.Sch.-Obl. 4 
4 


Poln. Pfandbriefe 


dito III. Em. 


Poln. Oblig. a 500 Fl. * 
#300 Fl. 5 9 


dito 


dito a 200 Fl. 


Kurhess. 40 Thlr. 
Baden 35 Fl. 


105% B. 
ba. u B. 
100%, 6. 
81%, B. 


Aotlen-Course. 


dito II Em. 


Berlin, 30. April. We 


Spiritus 


Aachen-Düsseldorfer 3½ 83 B. 
Aachen-Mastrichter 4 öl a 53 bz. 
Amsterdam-Botterd. 4 —— — 
Bergisch-Märkische 4 |861, G. 
dito Prior. 4 1075 bz 
dito II. Em, ...|5 102½% ba 
Berlin-Anbalter .. .|4 141 bz. 
dito Prior — 
Berlin-Hamburger 4 11 bz. 
dito Prior. 44½ 01 6. 


2 
40% & 129%, ba. 


dito Prior. A. B.|4 hl B 
diro Lit. 89 94 982. n. 
dito Lit. BD. ‚412/983, B. 
Berlin-Stettiner. . 4 135% bz. 
di:o Prior. 4½(— — _ 
lireslau-Freiburger. 4 1191, a 118 ba. 
dito neueste . 4 [114 B 
Köln-Mindener. ... * 146 bz. 
dite Prior. . 4 99 % U 
dito II. Em. 6 1036. 
dito II. Em. 4 90 B, 
dito III Em. 4 /90 6, 
dito IV. Em. 4 80% ba. 
Dässeldurf-Kiberfold |4_ |— — — 
Franz. St-Eisenbalin/5 |1381,a139', 4130 ba. 
dito Prior. 3 273 5. 
Ludwigsh.»Bexbacher|4 146 bz 
Magdeb.-Halberst. 4 200 ½ bz 
Mazdedb.-Wittenbergel4 — — — 
Mainz-Ludwigsh. Al |— — — 
dito dito 6 6 |-— — 
Mecklenburger. 4 157 6. 
Mönster-Hammer . 4 — — 
Neisse-Brioger . . 44 — — 
Neuntadt- Weinsenb. 14 — — — 


September = Oktober 40—40 % Thlr. 


1044, etw. bz. u. B. | 


! 


Niederschlesische . 4 91 
Nieders. Pr. Ser. J. II. 4 |911, B. 
dito Pr. Ser. IIIA 1 


＋ B. 
dito Pr. Fer. 1.3 102%, B. 
Niederschl. Zweigb. |4_ |— — 
Nordb. (Fr-Wilh.) 4 |ö4%, B 
dito Prior. AI — — 
Oberschlesische A. 3 — — 
dito B. 5 465 125 bz. 
dito C. 4 12% a 1221, ba. 
duo Prior. A. ĩ [44 
dito Prior. B. 3½ 18% 6 
dito Prior. D. 4 |88% 6 


dito Prior. E. .|: 
Oppeln-Tarnowitzer .|4 
Prinz-Wilh. (St.-V.)/4 62 B. 

dito Prior. J. 5 


dito Prior. II. . |— — — 
Rheinische 4 199 ba. 
dito (St.) Prior. 4 —— — 


dito Prior 44 
dito v. St. gar.. 4 
Rubrort- Crefelder 
dito Prier. J. 
dite Prior. II. 4 
dito Prior. III. 


Stergard- Posener. .| 95 ½ bz. 
— Prior, .....4 |- — — 
to Prior. „.. 41,198 6. 
Thüringer e * 123½ bz. 
dito Prior. ... ja, 69% 
dito III. Em. nt ba 
Wilhelms-Bahn . 4 70% 4 697, 
dito Prior. 44 — — 604 5 
dito III. Em. . J4½— — I 


Preuss. und ausl, Bank-Aotien. 


Preuss. Bank.-Anth. „41, 1451, ba. 
Berl. Kassen-Verein 4 1155 B. 
Braunsch. Hank . 4 [116 5. 
| Weimarische Bank 4 106 ½ alOGetw. b. u. G. 
Rostocker 5 4 —— — 
Geraer 892% ba. 
Thüringer 2 4 90% bz. u. B 
Hamb. Nordd. Hank 4 934, G. 
Vereins-Bank |4 97 6. 
Hannoversche „ 4 106 105 ½ b. a. B 
Bremer „ ( 10 B. 
Luxemburger „ 4 186 ba. 
Darmstadter Zettelb. 4 1 a 90 bs u. 6. 
Darmst. (abgest.) 4 07 a 105 105 ½ b. 
duo Berechugung 4 11s a 113% ba. 
Leipzig. Creditb.-Act. 4 88 ba. 
Meininger 4 87 6. 
Coburger 10 4 81 bz. u. B. 
Dessauer => 4 BL 83 bz. u. 6 
Moldauer * 4 108%, 6. 
Oesterreich. „ 5 1252125½ 2 1241, ba. 
Genfer * 4 756 bz. u. B. 
| Dise.-Comm.-Anth 44 107 ½ & 106%, ba. 
Berliner Handels-Ges.|4_ 97 ½ G. e 
Bank-Verein 101%, 6. 


Preuss. Handele-Ges. 4 88 ½ a 4. ba. 
Schles. Bank-Verein 4 93mehr.aY2%, bz. u. G. 
Minerva-Bergw.-Act. 5 93 6. 

Berl. Waar.-Cred.-G. 4 97½ B. 


Weohsel-Gourse. 


Amsterdam * 8. 142½ 6. 
. 2M 141 8. 
Hamburg .|krS. — He 
N 2M.|150 G. 
Londons 3M.|b. 18% G 
— . 2M. 78% bz. 
Wien 20 Fl. 2M. 96% bz 
Augsburg ....... 2m.|101% © 
2 — Peh 
F 8 1.99% bz. 
. 2M. 9 da. 
Frankfurt a. M. 2 M. 6. 16 ba 
Petersberg iw 105 6. 


r izen I 48—84 Thlr. — 10 

bis 43 Thlr., 86 SSpfd. 42% Thlr. bezahlt, Früßlahr 7 — 37 le — 

12% a ai a: On, Mai: Juni 424 —42%, Shir. bezahlt 
42% Thlr. Brief, Juni⸗Juli 427, —42Y, x 

Ed, Jull⸗ August 42—41 % Ihle. K aud Peet, % Ale Di 


bezahlt und Brief, 41% Thlr. Gld., 


4 bezahlt, Brief u. Gld. — Rüböl loco 
17% Thlr. Br., April Mai 17% Thlr. bezahlt und Gld., 17% Thlr. Brief, 
Juni⸗Juli 16% Thlr. Br., 16% Thlr. Gld., Juli⸗Auguſt 15% Thlr. Br., 
15% Thlr. Gld., September⸗Oktober 14% —14% 
14% Thlr. Brief, Oktober⸗November 14 —14 % Thlr. bezahlt, 14% Thlr. 
Br., 14% Thylr. Gld. — Spiritus loco ohne Faß 29, —20 4 Thlr., April 
30% Thlr. bezahlt, April⸗Maf und Mai-Iunt 30%—30 Thlr. bez, Brief 
und Gld., Juni⸗Juli 30 —30½ Tylr. * und Brief, 30% Thlr. Gld., 
Juli = Auguft 30%—30% Thlr. bezahlt u. Brief, 3 & 
September 30%. Thlr. bez., Br. und Gld., September » Oktober 28%, 
bez., Brief u. Gld. 
Weizen feſt. Ro 
delt, nur pr. Herb 


Thlr. bezahlt und Gld., 


0% Thlr. Gld., Auguſt⸗ 


en loco und Termine zu weichen de 
5 gekündigt 150 Wispel. chenden Preiſen geh 


Räböl ziemlich unverän⸗ 


flauer Stimmung und niedriger bezahlt; gekündigt 


Stettin, 30. April. [Bericht von Großmann und Bee 


Weizen bei unveränderten Preiſen guter Umſatz, loco gelber 
91/0 2pfd 80 Thlr. bezahlt, desgleichen 93pfd. IAth. abgeladen 
pr. 90pfd. bezahlt, gelber SIpfd. 78 Thlr. 88pfd. 75 Thlr., 8zpfd. 71 Thlr., 
Söpfd. 66,—67% Thlr. nach Qual. u. Söpfd, geringer 62 Thlr. pr. 90 pfd. 
bezahlt, auf Lieferung pr. Mai⸗Juni 89 90pfd. ſchleſiſcher 79, —90 Thlr. 
bezahlt, desgleichen pr. Juni⸗Juli 89,90 pfd. ſchleſiſcher 79 Thlr. u. 88 Sgpfd. 
Noggen loco und nahe Termine matter, fpäs 
tere feft, loco pr. 82pfd. nach Qualität 41—42% Thlr. bezahlt, eine Ladung 
Söpfd. glth. 42 Thlr. pr. 82pfd. pr. Connoiſſement bezahlt, auf Lieferung 
Sapfd. pr. Mais Juni 42% Thlr. bezahlt und Gld., pr. Juni⸗Juli 43 Thlr. 
Brief, 42% Thlr. Gld., pr. Juli⸗Auguſt 4214 Thlr. Brief, 42 Thlr. Gld., 
pr. September⸗Oktober 40 Thlr. bezahlt und Gld., 40½ Thlr. Brief. — 
Gerſte ſtiller, loco e a pomm 

eringe pommerſche 4 r. pr. . bez., pr. 
ace 43% 8 2 Mal; Jun 17 4 —47 
r. 52pfD 23 Th 


gelber 7314 Thlr. bezahlt. — 


Faß 15 Thlr. Brief, pr April:Mai 15 

e Termine etwas feſter, loco ohne Faß 12%, 

Juni 12% % bez. und Gld., pr. Juni⸗Juli 
guſt⸗September 119 

Brief, pr. Oktober⸗November 1 
Amſterdam, 29. April. Weizen 5 Fl. höher und Roggen preishal⸗ 

tend mit vielem Geſchaͤft; Gerſte etwas höher; Hafer geſchaͤftslos; Raps 

pro April 91, pro Herbſt 79; Räböl pro Mai 49%, pro Herbſt 46%. 


1 Tol 


e AU —42 T 1 * 
Bea e 
r. bez. — 

Thlr. bezahlt, Ang elde 
Mal⸗Juni 50,5 2pfd. — Thlr. 
Thlr., Futtererbfen 30—30 % 


7 
It. 
Thlr. bezahlt 


lr. 


% Gld, pr, Sep: 
3% & Br. ? 


London, 29. April. In ſämmtlichen Getreide⸗Arten war heute nur 


43330] 


Großes 


. 
[Produk tenmarkt. 


beſchränktes Geſchäft und haben die Preiſe keine weſentliche Veränderung 
erfahren. 


> Breslau, 1. Mal. 
und Gerſte lebhafte Kaufluſt, geſtrige 
— Oelſaaten nicht offerirt. — 
— Spiritus ruhig, loco 11% 


88 8682 Sgr. 

00 55 Sgr - 
Hafer 27 — 
ps 137—135— 130128 Sgr., Sommer: 


Für Weizen, Roggen 


Preiſe bezahlt, Hafer flau, Angedot 
Kleeſaaten ohne age, auch nur 
hie. Gl., Mai 


** 87 —85—82—78 Sgr. 
oggen 50 —48—46—44 Sgr. 
27 —20—25 24 Sgr. — Erbſen 


Liebich's Lokal. 


Heute Freitag wie alle Freitage: 


Militär- Konzert 


von der Kapelle des königl. 11. Inf.⸗Regts. Anfang 4, Ende 9 uhr. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Teige | 


